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Zum Prognosemaßstab bei der Beurtei-
lung der Flucht- und Missbrauchsgefahr 
bei einem Antrag des Strafgefangenen 
auf Verlegung in den offenen Vollzug 

(OLG Karlsruhe, Beschluss vom 
26. Oktober 2007 – 1 Ws 164/07)

Gründe:

I.

Mit Verfügung vom 17.04.2007 lehnte 
die Justizvollzugsanstalt Z. den Antrag 
des Antragstellers auf Zulassung zum 
offenen Vollzug deshalb ab, weil eine 
Flucht- und/oder Missbrauchsgefahr 
nicht hinreichend sicher ausgeschlos-
sen werden könne. Den hiergegen 
gerichteten Antrag auf gerichtliche 
Entscheidung verwarf das Landgericht 
– Strafvollstreckungskammer – U. mit 
Beschluss vom 21.8.2007. Hiergegen 
richtet sich die mit der Sachrüge und 
mehreren Verfahrensrügen begründete 
Rechtsbeschwerde des Antragstellers.

II.

Die fristgerecht eingelegte Rechtsbe-
schwerde ist zulässig, weil es geboten 
ist, die Nachprüfung des angefochtenen 
Beschlusses zur Sicherung einer einheit-
lichen Rechtsprechung zu ermöglichen 
(§ 116 Abs. 1 StVollzG).

Sie hat mit der Sachrüge auch – zumin-
dest  vorläufigen – Erfolg.

1. Die Unterbringung eines Gefangenen 
im offenen Vollzug setzt nach § 10 Abs. 1 
StVollzG voraus, dass nicht zu befürch-
ten ist, der Gefangene werde sich dem 
Vollzug der Freiheitsstrafe entziehen 
oder die Möglichkeiten des offenen 
Vollzuges zu Straftaten missbrauchen. 

Unter der entsprechenden Vorausset-
zung dürfen nach § 11 Abs. 2 StVollzG 
Lockerungen mit Zustimmung des Ge-
fangenen angeordnet werden. Der sich 
aus den §§ 10 Abs. 1, 11 Abs. 2 StVollzG 
ergebende Versagungsgrund der 
Flucht- und/oder Missbrauchsgefahr 
als Prognoseentscheidung eröffnet der 
Vollzugsbehörde einen – verfassungs-
rechtlich nicht zu beanstandenden – 
Beurteilungsspielraum, in dessen Rah-
men sie bei Achtung der Grundrechte 
des Gefangenen mehrere Entschei-
dungen treffen kann, die gleichermaßen 
rechtlich vertretbar sind (vgl. BVerfG 
NStZ 1998, 430). Die gerichtliche Nach-
prüfung durch die Strafvollstreckungs-
kammer beschränkt sich darauf, ob die 
Vollzugsbehörde bei ihrer Entscheidung 
von einem zutreffend und vollständig 
ermittelten Sachverhalt ausgegangen 
ist, ob sie ihrer Entscheidung den rich-
tigen Begriff des Versagungsgrundes 
zu Grunde gelegt und ob sie dabei die 
Grenzen des ihr zustehenden Beurtei-
lungsspielraums eingehalten hat (vgl. 
Senat Die Justiz 1984, 313).

Um die gerichtliche Kontrolle in diesem 
Umfang zu ermöglichen, bedarf die An-
nahme von Flucht- oder Missbrauchs-
gefahr in einer ablehnenden Locke-
rungsentscheidung einer hinreichend 
substantiierten Begründung. Die Justiz-
vollzugsanstalt darf es in diesen Fällen 
nicht bei bloßen pauschalen Wertungen 
oder bei dem abstrakten Hinweis auf 
eine Flucht- oder Missbrauchsgefahr im 
Sinne der §§ 10 Abs. 1, 11 Abs. 2 StVollzG 
bewenden lassen. Sie hat vielmehr im 
Rahmen einer Gesamtwürdigung nä-
here Anhaltspunkte darzulegen, wel-
che geeignet sind, die Prognose einer 
Flucht- oder Missbrauchsgefahr in der 
Person des Gefangenen zu konkretisie-
ren (BVerfG NStZ 1998, 430; Senat a.a.O.; 
OLG Frankfurt StV 2003, 399). Dabei 
ist auf vom Gefangenen vorgebrachte 
tatsächliche Einwände einzugehen, falls 
Anlass zur Nachprüfung und zur Erörte-
rung derselben besteht. Die Reichwei-
te der Begründungserfordernisse lässt 
sich nicht im Allgemeinen, sondern nur 
nach den Umständen des jeweiligen 

Einzelfalls bestimmen (OLG Frankfurt 
NStZ-RR 2000, 350)

2. Unter Zugrundelegung dieser Grund-
sätze lässt die Entscheidung der Voll-
zugsbehörde besorgen, dass diese 
einen zu engen Bewertungsmaßstab 
angelegt hat. 

a. Zwar bedarf es nach Ansicht des Se-
nats für die Annahme einer Fluchtgefahr 
i.S.d. § 10 Abs.1 StVollzG keiner über-
wiegenden Wahrscheinlichkeit, dass 
sich der Strafgefangene dem Vollzug 
der Freiheitsstrafe entziehen werde. 
Es reicht vielmehr aus, wenn aufgrund 
tatsächlicher Anhaltspunkte ernstlich 
zu befürchten ist, der Antragsteller wer-
de die Verlegung in den offenen Voll-
zug zu einer Flucht nutzen.  Hingegen 
reicht die bloße Tatsache, dass sich ein 
solcher Missbrauch nicht mit hinrei-
chender Sicherheit ausschließen lässt, 
zur Versagung allein nicht aus, denn 
aufgrund der stets gegebenen und 
nicht aufhebbaren Restunsicherheit 
stände die Gewährung von Vollzugs-
lockerungen damit vollständig im Be-
lieben der Anstalt. Verfassungsrechtlich 
unbedenklich ist ein solcher enger Pro-
gnosemaßstab nur dann, wenn dieser 
sich nicht nur auf pauschale Wertungen, 
sondern auf konkrete Tatsachen stützt 
und die Vollzugsbehörde im Rahmen 
einer Gesamtwürdigung zur weiteren 
Einschätzung gelangt, dass eine Ver-
legung in den offenen Vollzug ein un-
vertretbares Restrisiko darstellen und 
damit die Grenzen der Verantwortbar-
keit überschreiten würde (vgl. BVerfG, 
Beschluss vom 26.2.2003, 2 BvR 24/03; 
dass. NJW 1998, 1133; BVerfGE 70,  
297 ff., 313 ). 

Zwar hat die Vollzugsbehörde in Ihrer 
Entschließung vom 17.4.2007  konkrete 
Anhaltspunkte (z.B. ein früherer erfolg-
reicher Fluchtversuch oder der Verdacht 
beiseite geschaffener Vermögenswerte) 
angeführt, welche durchaus auf das Be-
stehen einer aktuellen Fluchtgefahr in 
der Person des Antragstellers hinweisen 
können. Ihre aus diesen Umständen 
erfolgte Bewertung, eine Fluchtgefahr 

§§ 10 Abs. 1, 11 
Abs. 2 StVollzG

(Verlegung in den offenen Vollzug) 
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lasse sich nicht mit hinreichender Si-
cherheit auszuschließen, obliegt jedoch 
allein ihrem Beurteilungsspielraum, 
welchen die Strafvollstreckungskam-
mer nur unter Vertretbarkeitsgesichts-
punkten überprüfen und nicht – wie 
durch die Strafvollstreckungskammer 
vorliegend erfolgt – durch eine eigene 
prognostische und wertende Gesamt-
abwägung ersetzen darf (OLG Zweibrü-
cken ZfStrVo 1998, 179). Gleiches gilt für 
die bei einer solchen Nichtausschließ-
barkeitsprognose aus verfassungsrecht-
lichen Gründen notwendige weitere 
Bewertung, dass eine Verlegung in den 
offenen Vollzug ein unvertretbares Rest-
risiko darstellen und damit die Grenzen 
der Verantwortbarkeit überschreiten 
würde. Ob dies vorliegend der Fall ist, 
hat die Justizvollzugsanstalt ersicht-
lich nicht geprüft und in ihre Entschei-
dungsfindung einbezogen. 

3. Der Senat kann nicht ausschließen, 
dass sich die – soweit ersichtlich – von 
einem zu engen Bewertungsmaßstab 
ausgehende und deshalb insoweit 
unvollständigen Abwägungen der 
Vollzugsanstalt zur Fluchtgefahr auch 
auf das Ergebnis ihrer sonstigen Abwä-
gungen zur Eignung des Strafgefange-
nen für den offenen Vollzug ausgewirkt 
haben, zumal die Anstalt nicht in ihre 
Überlegungen mit eingestellt hat, ob 
gerade eine solche Verlegung dessen 
weiteres Vollzugsverhalten positiv be-
einflussen könnte (vgl. Schwind/ Böhm/
Jehle, StVollzG, § 10 Rn. 7).
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